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Die Erste Seite

Unternehmenssanierung

Sanierungsklausel vor dem EuG –
ein Sanierungsfall f�r den Gesetzgeber!?
Steuerliche Regelungen stehen im Spannungsverh�ltnis zum europ�-

ischen Beihilferecht und r�cken verst�rkt ins Visier der Europ�ischen

Kommission. Nachdem die Europ�ische Kommission im Jahr 2009 die im

MoRaKG vom 12.8.2008 vorgesehene Sonderregelung f�r den Erwerb

von Anteilen durch Wagnisbeteiligungsgesellschaften als eine unzul�ssi-

ge Beihilfe eingestuft hatte, stand die mit Wirkung zum 1.1.2008 einge-

f�hrte Sanierungsklausel in § 8c Abs. 1a KStG auf dem beihilferechtlichen

Pr�fstand. Nach dieser Vorschrift kann in bestimmten Sanierungsf�llen

trotz eines an sich sch�dlichen Beteiligungserwerbs ein Verlustvortrag er-

halten bleiben.

Mit Beschluss vom 26.1.2011 hat die Europ�-

ische Kommission entschieden, dass die Sanie-

rungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG eine unzu-

l�ssige Beihilfe i. S. d. Art. 107 Abs. 1 AEUV dar-

stellt. Die Europ�ische Kommission bewertet

die Sanierungsklausel als eine Regelung, die

Unternehmen in Schwierigkeiten einen selek-

tiven Vorteil gew�hren w�rde. Nach der Auffassung der Europ�ischen Kom-

mission schließe das deutsche Unternehmenssteuerrecht in § 8c Abs. 1

KStG generell einen Verlustvortrag ganz oder teilweise aus, sobald ein rele-

vanter Beteiligungserwerb vorliege. Die Sanierungsklausel bilde zu diesem

Referenzsystem eine Ausnahme, wobei die unterschiedliche Behandlung

von sanierungsbed�rftigen und nicht sanierungsbed�rftigen K�rperschaf-

ten nicht zu rechtfertigen sei.

Das von der Europ�ischen Kommission gew�hlte Referenzsystem ist zu

kurzsichtig. Dem deutschen Ertragsteuerrecht liegt als Ausfluss des ver-

fassungsrechtlich begr�ndeten objektiven Nettoprinzips der Grundsatz

der nicht begrenzten interperiodischen Verlustverrechnung zugrunde.

Regelungen wie § 8c Abs. 1 KStG, die die Verlustverrechnung begrenzen,

stellen systematisch eine Ausnahme von diesem Grundsatz dar. Die Sa-

nierungsklausel in § 8c Abs. 1a KStG ist wiederum eine R�ckausnahme,

die den allgemeinen Grundsatz der interperiodischen Verlustverrechnung

wiederherstellt. Bei dieser systematischen Betrachtung f�gt sich die Sa-

nierungsklausel gerade in das Referenzsystem ein und ist damit nicht se-

lektiv.

Gegen die Entscheidung der Europ�ischen Kommission hat die Bundesre-

gierung am 7.4.2011 eine Nichtigkeitsklage vor dem Gericht der Europ�-

ischen Union (EuG) erhoben. Sollte der EuG bzw. der letztinstanzlich zust�n-

dige EuGH der Klage stattgeben, h�tte die r�ckwirkende Nichtigkeitserkl�-

rung der Kommissionsentscheidung f�r die Veranlagungszeitr�ume 2008

bis 2010 zur Folge, dass die Sanierungsklausel wieder angewendet werden

k�nnte. Bei einem Scheitern bliebe es aufgrund des Anwendungsvorrangs

des Unionsrechts bei der Nichtanwendung der Sanierungsklausel. F�r Ver-

anlagungszeitr�ume ab 2011 soll nach einem Gesetzesentwurf der Bundes-

regierung vom 6.5.2011 § 8c Abs. 1a KStG ohnehin aufgehoben werden.

Von der urspr�nglich noch im Referentenentwurf vorgesehenen r�ckwir-

kenden Aufhebung wurde im Hinblick auf die anh�ngige Klage beim EuG

abgesehen.

Die Nichtigkeitsklage der Bundesregierung hat keine aufschiebende Wir-

kung. Deutschland ist nach dem europ�ischen Beihilferecht verpflichtet, ge-

w�hrte Beihilfen zuz�glich Zinsen zur�ckzufordern. Soweit die Sanierungs-

klausel zu einem Erhalt von Verlustvortr�gen gef�hrt hat, sind K�rperschaft-

und Gewerbesteuerbescheide r�ckwirkend

zu �ndern. Insoweit besteht kein Vertrauens-

schutz. Dies gilt selbst dann, wenn einem

Steuerpflichtigen eine verbindliche Auskunft

zur Anwendung der Sanierungsklausel erteilt

worden ist.

Der Koalitionsvertrag der Regierungsparteien

sieht vor, eine Neustrukturierung der Regelungen zur Verlustber�cksichti-

gung zu pr�fen. Die Verlustabzugsbeschr�nkung nach § 8c Abs. 1 KStG be-

hindert den sinnvollen Einstieg von neuen Investoren, da wegen des gan-

zen oder teilweisen Wegfalls von Verlustvortr�gen und eines fehlenden

Steuerminderungspotentials Investitionen oftmals unrentabel werden.

Auch vor dem Hintergrund des beihilferechtlichen Damoklesschwertes ist

es nun an der Zeit, den gesamten § 8c KStG auf den Pr�fstand zu stellen

und den Anwendungsbereich auf echte Missbrauchsf�lle zu beschr�nken.

Neben den Vorschriften zur Verlustnutzung kann die steuerliche Behand-

lung von Sanierungsgewinnen infolge eines Forderungsverzichts eine Sa-

nierungsbremse sein. Der Sanierungserlass vom 27.3.2003, der unter be-

stimmten Voraussetzungen die Stundung bzw. den Erlass von Sanierungs-

gewinnen vorsieht, erweist sich in der Praxis oftmals als schwer handhab-

bar. Zudem besteht durch das Urteil des FG M�nchen vom 12.12.2007

(1 K 4487/06), wonach der Sanierungserlass mangels gesetzlicher Grund-

lage rechtswidrig sein soll, bis zu einer Entscheidung in dem Revisionsver-

fahren (VIII R 2/08) eine Rechtsunsicherheit.

Wegen der unbefriedigenden steuerlichen Rahmenbedingen f�r Sanierun-

gen hat der Bundesrat mit Stellungnahme vom 15.4.2011 eine Bitte zur

Pr�fung gestellt, ob der Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Erleichterung

der Sanierung von Unternehmen (ESUG) durch entsprechende Regelun-

gen im Steuerrecht erg�nzt werden kann. Dies w�re mehr als zu begr�-

ßen. Sowohl im Fall der Sanierungsklausel als auch beim Sanierungserlass

zeigt sich wieder, dass das deutsche Unternehmenssteuerecht ein Sanie-

rungsfall ist.

„Bei einer systematischen
Betrachtung verst�ßt die

Sanierungsklausel nicht gegen
Beihilferecht.“


